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E N T W U R F 

 

2. Satzung zur Änderung der Straßenausbaubeitragssatzung der Stadt 

Bersenbrück vom 05.03.2002  

 

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.06.2018 

(Nds. GVBl. S. 113) und des § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgaben- gesetzes 

(NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121) hat der Rat der Stadt 

Bersenbrück in seiner Sitzung vom      .2018 folgende Änderungssatzung 

beschlossen:  

§ 1 

 

§ 4 Abs. 2 Nr. 4 der Straßenausbaubeitragssatzung vom 05. März 2002 wird wie folgt 

neu gefasst:  

 

4. Bei Gemeindestraßen i. S. von § 47 Nr. 3 NStrG,  

 

 a) die überwiegend dem Anliegerverkehr dienen   40 v. H.  

 b) die dem Anliegerverkehr und dem sonstigen Verkehr dienen  70 v. H.  

 c) die überwiegend dem sonstigen Verkehr dienen    80 v. H. 

 

§ 2 

 

§ 6 der Straßenausbaubeitragssatzung vom 05. März 2002 wird wie folgt neu gefasst:  

 

 § 6 

Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke pp. 

 

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungspflichtigen 

Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die 

Zahl der Vollgeschosse bestimmt.  

 



2 

 

Dabei gelten als Vollgeschosse alle Geschosse, die nach 

landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Kirchengebäude und 

Biogasanlagen werden stets wie eine Bebauung mit einem Vollgeschoss 

behandelt. Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheit des Bauwerkes 

in ihm kein Vollgeschoss i. S. der Landesbauordnung, so werden bei 

gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m 

und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je 

vollendete 2,20 m Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss 

gerechnet.  

 

(2)  Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich 

je weiteres Vollgeschoss um 0,25.  

 

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in § 5 Abs. 3 

bestimmte Fläche - bei Grundstücken,  

 

1.  die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines 

Bebauungsplanes liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2),  

a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der 

Vollgeschosse;  

b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die 

Höhe der baulichen Anlage festgesetzt ist, in Kern-, Gewerbe-, 

Industrie- und Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO, die 

durch 3,5 oder in allen anderen Gebieten die durch 2,2 geteilte 

höchstzulässige Gebäudehöhe, wobei bei Bruchzahlen bis 0,49 

abgerundet und bei Bruchzahlen ab 0,5 auf ganze Zahlen 

aufgerundet wird;  

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch 

die Höhe der baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl 

festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige 

Baumassenzahl, wobei eine Bruchzahl bis 0,49 abgerundet und 

bei einer Bruchzahl ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird;  
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d) auf denen nur Garagen, Stellplätze oder eine Tiefgaragenanlage 

errichtet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je 

Nutzungsebene; 

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung oder Bebauung 

festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss;  

f) für die im Bebauungsplan eine industrielle Nutzung oder 

Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen;  

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse 

noch die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl 

bestimmt ist, der in der näheren Umgebung überwiegend 

festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) 

Berechnungswert nach lit. a) - c);  

 

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) 

- g) oder die Höhe der baulichen Anlage bzw. die Baumassenzahl 

nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) überschritten wird die tatsächlich 

vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der 

tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden 

Berechnungswerte nach Nr. 1. lit. b) bzw. lit. c); 

 

3.  für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise 

innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteil liegen (§ 5 

Abs. 3 Nr. 3. - 5.), wenn sie  

 

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen 

Vollgeschosse,  

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung 

überwiegend vorhandenen Vollgeschosse.   

 

4. Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende 

Nutzungsfaktor wird vervielfacht mit, 
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1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich 

bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan 

ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a) 

BauNVO),  Dorfgebietes  (§ 5 BauNVO),  Mischgebietes  

(§ 6 BauNVO) oder Sondergebietes i. S. von § 10 BauNVO 

oder ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb 

eines Bebauungsplangebietes überwiegend gewerblich 

oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung 

ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und 

Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird;  

 

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich 

bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan 

ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), 

Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 

BauNVO) oder Sondergebietes (§ 11 BauNVO) liegt.  

 

§ 4 

Inkrafttreten 

 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig treten die durch diese Satzung ersetzten Satzungsregelungen außer Kraft.  

 

Bersenbrück, den       .2018 

 

 

_________________ 

(Der Bürgermeister)  

 

 


